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Richtlinie Kriterienkatalog (Beurteilungskriterien und 

Mindestanforderungen) 

 1. Präambel 

  

 Die Richtlinie über die Befugnis zur Weiterbildung in einem 
Gebiet bzw. in einem Bereich ist eine allgemeine Verwaltungs-
vorschrift gemäß § 4 Abs. 1 Satz 4 und § 5 Satz 3 der WBO PT.  
 

 
 
 
 

2. Antragsverfahren (§ 11 Abs. 7 WBO PT) 
 
Die Befugnis zur Weiterbildung erteilt die Psychotherapeuten-
kammer Schleswig-Holstein entsprechend § 11 Abs. 7 WBO PT 
auf Antrag. Dabei ist das von der Psychotherapeutenkammer 
Schleswig-Holstein zur Verfügung gestellte Antragsformular zu 
verwenden. 
 
Die Befugnis kann für mehrere Gebiets- und/oder Bereichswei-
terbildungen erteilt werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 

3. Fachliche Eignung (§ 11 Abs. 2 und Abs. 3 WBO PT) 
 
a. von Psychotherapeut*innen 
 
Für die Weiterbildung können Kammermitglieder befugt wer-
den, die selbst die Bezeichnung der entsprechenden Weiter-
bildung erworben haben.  

 Gebiete Psychotherapie für Kinder und Ju-
gendliche und Psychotherapie für Erwachsene:  
Vorlage der Anerkennungsurkunde, aus der 
sich auch die Qualifikation für die Psychothe-
rapieverfahren ergibt, die vermittelt werden 
können. 

 Gebiet Neuropsychologische Psychotherapie:  
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Vorlage der Anerkennungsurkunde, aus der 
sich auch die Qualifikation für das Psychothe-
rapieverfahren ergibt, zu dem ausgewählte 
Methoden und Techniken vermittelt werden 
können 

 Bereichsweiterbildungen:  
Vorlage der Anerkennungsurkunde 

 
Die Weiterbildungsbefugnis für ein Gebiet kann erteilt werden, 
wenn die Psychotherapeut*in nach der Anerkennung als Fach-
psychotherapeut*in mindestens drei Jahre im Gebiet, davon 
zwei Jahre in dem Versorgungsbereich, für das bzw. den die 
Weiterbildungsbefugnis beantrag wird (ambulant, stationär, 
institutionell), tätig war und fachlich geeignet ist.  
 
Bei einer Tätigkeit in Teilzeit verlängern sich die Zeiträume 
entsprechend. 
 
Die Weiterbildungsbefugnis für einen Bereich kann erteilt 
werden, wenn die Psychotherapeut*in nach Anerkennung als 
Fachpsychotherapeut*in mindestens drei Jahre im Bereich, für 
den die Weiterbildungsbefugnis beantragt wird, tätig war und 
fachlich geeignet ist.  
 
Bei einer Tätigkeit in Teilzeit verlängert sich der Zeitraum ent-
sprechend. 
 

 Gebietsweiterbildung:  
Selbsterklärung zu Dauer und Umfang der Tä-
tigkeiten im beantragten Versorgungsbereich 
mit Nachweisen (z. B. Tätigkeitsangaben aus 
dem persönlichen Benutzerprofil der KV-
Homepage, Bescheinigungen des Arbeitgebers 
oder Arbeitszeugnisse)  

 Bereichsweiterbildung:  
Selbsterklärung zu Dauer und Umfang der Tä-
tigkeiten im beantragten Bereich mit Nachwei-
sen (z. B. Tätigkeitsangaben aus dem persönli-
chen Benutzerprofil der KV-Homepage, Be-
scheinigungen des Arbeitgebers oder Arbeits-
zeugnisse)  

 Ggf. weitere Nachweise zur fachlichen Eignung 

b. von Psychologischen Psychotherapeut*innen und Kinder-  Vorlage der Approbationsurkunde (sofern in 
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und Jugendlichenpsychotherapeut*innen 
 
Angehörige der Berufe „Psychologische Psychotherapeut*in“ 
und „Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*in“ müssen 
die Approbation nach dem PsychThG in der bis zum 31. August 
2020 geltenden Fassung erworben haben, um eine Weiterbil-
dungsbefugnis erlangen zu können. 
 

der Kammer nicht schon vorhanden)  
 Für das Gebiet Psychotherapie für Kinder und 

Jugendliche alternativ Nachweis einer Zu-
satzqualifikation von PP entsprechend der PT-
Vereinbarung für die Behandlung KJ  

 Nachweise, aus denen sich die Qualifikation 
für die Psychotherapieverfahren ergibt, die 
vermittelt werden können (z. B. Arztregis-
tereintrag, Zeugnis über die staatliche Prüfung, 
Anerkennung einer entsprechenden Bereichs-
weiterbildung, KV-Abrechnungsgenehmigung 
für Leistungen des entsprechenden Richtlini-
enverfahrens, bei Übergangsapprobierten 
Nachweise äquivalenter Qualifikationen) 

 Gebiet Neuropsychologische Psychotherapie:  
Vorlage der Anerkennungsurkunde für die Zu-
satzbezeichnung Klinische Neuropsychologie 
und Nachweise, aus denen sich die Qualifikati-
on für das Psychotherapieverfahren ergibt,  zu 
dem ausgewählte Methoden und Techniken 
vermittelt werden können (z. B. Arztregis-
tereintrag, Zeugnis über die staatliche Prüfung, 
Anerkennung einer entsprechenden Bereichs-
weiterbildungen, KV-
Abrechnungsgenehmigung für Leistungen des 
entsprechenden Richtlinienverfahrens, bei 
Übergangsapprobierten Nachweise äquivalen-
ter Qualifikationen) 
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Die Weiterbildungsbefugnis für ein Gebiet kann erteilt werden, 
wenn die Psychologische Psychotherapeut*in bzw. die Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeut*in nach der Approbation 
mindestens drei Jahre im Gebiet, davon zwei Jahre in dem 
Versorgungsbereich (ambulant, stationär, institutionell), für 
das bzw. den die Weiterbildungsbefugnis beantragt wird, tätig 
war sowie fachlich geeignet ist.  
 
Bei einer Tätigkeit in Teilzeit verlängern sich die Zeiträume 
entsprechend. 

 
Die Weiterbildungsbefugnis für einen Bereich kann erteilt 
werden, wenn die Psychologische Psychotherapeut*in bzw. die 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*in nach der Appro-
bation mindestens drei Jahre im Bereich, für den die Weiter-
bildungsbefugnis beantragt wird, tätig war sowie fachlich ge-
eignet ist.  
 
Bei einer Tätigkeit in Teilzeit verlängert sich der Zeitraum ent-
sprechend. 
 

 Gebietsweiterbildung:  
Selbsterklärung zu Dauer und Umfang der ge-
forderten Tätigkeiten im beantragten Gebiet 
und Versorgungsbereich mit Nachweisen (z. B. 
Tätigkeitsangaben aus dem persönlichen Be-
nutzerprofil der KV-Homepage, Bescheinigun-
gen des Arbeitgebers oder Arbeitszeugnisse)  

 Bereichsweiterbildung:  
Selbsterklärung zu Dauer und Umfang der ge-
forderten Tätigkeiten im beantragten Bereich 
mit Nachweisen (z. B. Tätigkeitsangaben aus 
dem persönlichen Benutzerprofil der KV-
Homepage, Bescheinigungen des Arbeitgebers 
oder Arbeitszeugnisse)  

 Ggf. weitere Nachweise zur fachlichen Eignung 
 

4. Persönliche Eignung (§ 11 Abs. 2 und Abs. 3 WBO PT) 
 
Die persönliche Eignung wird vorab und anlassbezogen von 
der Psychotherapeutenkammer Schleswig-Holstein geprüft. 
Dabei sind insbesondere Hinweise auf ein Verhalten oder ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen, die die persönliche Eignung 
ausschließen, und Verstöße gegen berufsrechtliche, straf-

 Selbsterklärung der Antragsteller*in, dass bei 
ihr*ihm keine gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen bestehen, die einer verantwortungs-
vollen Ausübung der Weiterbildungsbefugnis 
entgegenstehen. 
Kammer hat keine Hinweise auf ein Verhalten 
oder gesundheitliche Beeinträchtigungen, die 
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rechtliche und arbeitsrechtliche Vorschriften sowie die unzu-
reichende Erfüllung der Weiterbildungsverpflichtungen zu 
berücksichtigen.  
 

die persönliche Eignung ausschließen und kei-
ne Kenntnis von berufsrechtlichen, strafrecht-
lichen und arbeitsrechtlichen Verstößen, die 
der Erteilung der Befugnis entgegenstehen 
könnten. Einzelfallprüfung bei Vorliegen ent-
sprechender Hinweise  

5. Verantwortliche Leitung der Weiterbildung (§ 11 Abs. 1 
und Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und 2, § 8 Abs. 3 Nr. 2 WBO PT) und 
Anleitung (§ 8 Abs. 3 Nr. 1 WBO PT)  

 

Die Weiterbildung erfolgt unter verantwortlicher Leitung hier-
zu befugter Psychotherapeut*innen. 
 
Die Befugte* ist verpflichtet, die verantwortete Weiterbildung 
persönlich zu leiten sowie zeitlich und inhaltlich nach der Wei-
terbildungsordnung zu gestalten. 
 
Die Weiterbildung erfolgt unter Anleitung zur Weiterbildung 
befugter Psychotherapeut*innen. 
 
 
 
 
 
 
 

 Die Weiterbildungsstätte erklärt auf dem An-
trag der Befugten, dass  
- die zur Weiterbildung befugte Psychothe-

rapeut*in gegenüber der PtW die Wei-
sungsberechtigung hat in Bezug auf die 
Weiterbildung. 

- die zur Weiterbildung befugte Psychothe-
rapeut*in die Weiterbildung innerhalb der 
vorgegebenen Einrichtungsstrukturen nach 
Maßgabe der Weiterbildungsordnung per-
sönlich leitet sowie zeitlich und inhaltlich 
gestaltet. Dazu wird gewährleistet, dass sie 
den Leistungsstand der PtW prüft, die er-
worbenen Kompetenzen und die Behand-
lungsergebnisse, insbesondere z. B. im 
Rahmen von Supervision, Visiten, Gesprä-
chen mit der PtW* und anderen Dritten, 
die in die Weiterbildung involviert sind so-
wie Entscheidungen trifft zum Fortschritt 
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im individuellen Weiterbildungsplan.  
- die fachliche Anleitung der PtW gewährleis-

tet wird. 
- für den Fall, dass die fachliche Anleitung 

auch durch hierfür qualifizierte Dritte er-
folgt, die Weiterbildungsbefugte* die Qua-
lität der fachlichen Anleitung in Bezug auf 
die ordnungsgemäße Durchführung der 
Weiterbildung sicherstellen kann.   

- die zur Weiterbildung befugte Psychothe-
rapeut*in in dem Umfang in der Einrich-
tung tätig ist, der erforderlich ist, die Auf-
gaben einer Weiterbildungsbefugten (s. o.) 
wahrzunehmen.  

- es Vertretungsregelungen gibt für längere 
Abwesenheiten der Weiterbildungsbefug-
ten (z. B. Elternzeit, längere Krankheit) und 
bei Vertretungen eine Meldung an die 
Kammer erfolgt.  

 
 Selbsterklärung der Antragsteller*in mit 

Angabe der Anzahl der durchschnittlichen 
Wochenstunden, die die Weiterbildungsbe-
fugte* in der Weiterbildungsstätte tätig ist, 
mit Nachweis durch die Weiterbildungs-
stätte.   
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6. Allgemeine Verpflichtungen (§ 11 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 bis 5 
und § 15 Abs. 1 WBO PT) 
 
Die Weiterbildungsbefugte* hat die Verantwortung dafür zu 
tragen, dass: 

- die Dokumentation der Weiterbildung sowie die erforder-
lichen Zwischen- und Abschlussgespräche durchgeführt 
und im Logbuch dokumentiert werden, 

- Beurteilungspflichten erfüllt werden, insbesondere un-
verzüglich ein Weiterbildungszeugnis nach § 16 ausge-
stellt wird. 

Mindestens einmal jährlich ist die Bestätigung des Weiterbil-
dungsstandes durch die Weiterbildungsbefugte* im Logbuch 
erforderlich. 
 

 
 

 
 
 
 

7. Befristung (§ 11 Abs. 4 WBO PT) 
 
Die Befugnis zur Weiterbildung wird gemäß § 11 Abs. 4 der 
WBO PT für einen Zeitraum von sieben Jahren erteilt und kann 
mit Nebenbestimmungen versehen werden. Sie wird auf An-
trag verlängert, wenn die Voraussetzungen weiter bestehen.  
 
 

 
 
 Bestätigung und Prüfung der weiterbestehen-

den bzw. aktualisierten Voraussetzungen  
 Prüfung von Hinweisen auf unzureichende 

Erfüllung der Weiterbildungsverpflichtungen 
(z. B. Dokumentationspflichten im Logbuch)  

 Im Bescheid auf die Befristung hinweisen und 
Erinnerung, den Antrag frühzeitig vor Ende der 
Befristung zu stellen. 
 

 
8. gemeinsame Weiterbildungsbefugnis (§ 11 Abs. 5 Satz 2 Nachweise der Einzelbefugnisse und Dokumenta-
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WBO PT) 
 
Eine gemeinsame Weiterbildungsbefugnis für eine Weiterbil-
dung ist die Befugnis mehrerer Psychotherapeut*innen in ver-
antwortlicher Stellung an derselben Weiterbildungsstätte für 
dieselbe Gebiets- oder Bereichsweiterbildung nach der Wei-
terbildungsordnung. 

 
Dies ist insbesondere der Fall, wenn Struktur und personelle 
Besetzung einer Weiterbildungsstätte es erforderlich machen, 
für die Weiterbildung mehrere Psychotherapeut*innen ge-
meinsam zu befugen. In allen Fällen muss von allen befugten 
Psychotherapeut*innen gemeinsam gewährleistet werden, 
dass sich die Weiterbildung auf den gesamten Umfang der im 
Bescheid über die gemeinsame Befugnis genannten Weiter-
bildungsinhalte erstreckt. 

 
 

tion der gemeinsamen Befugnis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

9. Hinzuziehung von Dozent*innen, Supervisor*innen und 
Selbsterfahrungsleiter*innen und Feststellung der Eignung 
von Supervisor*innen und Selbsterfahrungsleiter*innen (§ 11 
Abs. 6 WBO PT) 
 
Die Weiterbildungsbefugten können im Rahmen der unter 
ihrer Leitung durchgeführten Weiterbildung für einzelne Wei-
terbildungsinhalte dafür qualifizierte Dozent*innen und Su-
pervisor*innen hinzuziehen. Selbsterfahrungsleiter*innen sind 
hinzuziehen. Die Hinzuziehung von Supervisor*innen und 

 Dozent*innen:  
- Keine Kriterien 

 
 Supervisor*innen und Selbsterfahrungslei-

ter*innen:  
 

Antrag der Befugten auf Hinzuziehung mit fol-
genden Nachweisen 
- Approbationsurkunde 
- Selbsterklärung zu Dauer und Umfang der 
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Selbsterfahrungsleiter*innen ist bei der Kammer zu beantra-
gen und von dieser zu genehmigen.  
 
Fachliche Eignung  
Die hinzuzuziehende Supervisor*in/Selbsterfahrungsleiter*in 
muss approbiert und nach der Anerkennung einer Gebiets- 
oder Bereichsweiterbildung oder als Psychologische Psycho-
therapeut*in und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut*in mindestens drei Jahre in Vollzeit oder in einem ent-
sprechenden Umfang in Teilzeit im entsprechenden Ge-
biet/Bereich tätig gewesen sein.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

geforderten Tätigkeiten mit Nachweisen 
(z.B. Tätigkeitsangaben aus dem persönli-
chen Benutzerprofil der KV-Homepage, 
Bescheinigungen des Arbeitgebers oder 
Arbeitszeugnisse) 
 

- Gebiete Psychotherapie für Kinder und Ju-
gendliche und Psychotherapie für Erwach-
sene:   
o Fachpsychotherapeut*innen: Vorlage 

der Anerkennungsurkunde, aus der sich 
auch die Qualifikation für die Psychothe-
rapieverfahren ergibt, die vermittelt 
werden können 

o PP/KJP: Nachweise, aus denen sich die 
Qualifikation für die Psychotherapiever-
fahren ergibt, die vermittelt werden 
können (z. B. Arztregistereintrag, Zeug-
nis über die staatliche Prüfung, Aner-
kennung einer entsprechenden Be-
reichsweiterbildungen, KV-
Abrechnungsgenehmigung für Leistun-
gen des entsprechenden Richtlinienver-
fahrens, bei Übergangsapprobierten 
Nachweise äquivalenter Qualifikationen) 

o Für das Gebiet Psychotherapie für Kin-
der und Jugendliche alternativ Nachweis 
einer Zusatzqualifikation von PP ent-



Richtlinie und Kriterienkatalog über die Befugnis zur Weiterbildung von Psychotherapeut*innen 
 
 
 

        Seite 11 von 15 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

sprechend der PT-Vereinbarung für die 
Behandlung KJ 

 
o Fachärzt*innen für: Psychiatrie und Psy-

chotherapie; Psychosomatische Medizin 
und Psychotherapie, Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und -psychotherapie: 
Vorlage der Anerkennungsurkunde und 
von Weiterbildungszeugnissen, aus de-
nen sich die Qualifikation für das zu 
vermittelnde Psychotherapieverfahren 
ergibt 
 

- Gebiet Neuropsychologische Psychothe-
rapie:   

o Fachpsychotherapeut*innen: Vorlage 
der Anerkennungsurkunde, aus der sich 
auch die Qualifikation Psychotherapie-
verfahren ergibt, zu dem ausgewählte 
Methoden und Techniken vermittelt 
werden können  

o PP/KJP:  Vorlage der Anerkennungsur-
kunde für die Zusatzbezeichnung Klini-
sche Neuropsychologie und Nachweise, 
aus denen sich die Qualifikation für das 
Psychotherapieverfahren ergibt, (z. B. 
Arztregistereintrag, Zeugnis über die 
staatliche Prüfung, Anerkennung einer 
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entsprechenden Bereichsweiterbildun-
gen, KV-Abrechnungsgenehmigung für 
Leistungen des entsprechenden Richtli-
nienverfahrens, bei Übergangsappro-
bierten Nachweise äquivalenter Qualifi-
kationen)  zu dem ausgewählte Metho-
den und Techniken vermittelt werden 
können  

o Fachärzt*innen für Psychiatrie und Psy-
chotherapie; Psychosomatische Medizin 
und Psychotherapie, Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und -psychotherapie, 
Neurologie: (Vorlage der Anerkennungs-
urkunde und von Weiterbildungszeug-
nissen, aus denen sich die Qualifikation 
für das Psychotherapieverfahren ergibt, 
zu dem ausgewählte Methoden und 
Techniken vermittelt werden können  

 
- Bereichsweiterbildungen:  
o Vorlage der Anerkennungsurkunde oder 

bei Bereichsweiterbildungen in Psycho-
therapieverfahren Nachweise, aus denen 
sich die Qualifikation für die Psychothera-
pieverfahren ergibt, die vermittelt wer-
den können (z. B. Arztregistereintrag, 
Zeugnis über die staatliche Prüfung, Aner-
kennung einer entsprechenden Bereichs-
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Persönliche Eignung  
Die persönliche Eignung wird vorab und anlassbezogen von 
der Psychotherapeutenkammer Schleswig-Holstein geprüft. 
Dabei sind insbesondere Hinweise auf ein Verhalten oder ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen, die die persönliche Eignung 
ausschließen, und Verstöße gegen berufsrechtliche und straf-
rechtliche Vorschriften sowie die unzureichende Erfüllung der 
Aufgaben im Rahmen der Hinzuziehung zu berücksichtigen.  
 
 
 
Selberfahrungsleiter*innen sind hinzuzuziehen. Zwischen 
Selbsterfahrungsleiter*in und Weiterzubildender* darf kein 
dienstliches Abhängigkeitsverhältnis bestehen. 
Die Supervisor*innen sowie die Selbsterfahrungsleiter*innen 
können die Feststellung ihrer Eignung für eine Hinzuziehung 
bei der Kammer beantragen. Die Feststellung der Eignung 
nach ist auf sieben Jahre befristet und wird auf Antrag verlän-
gert, wenn die Voraussetzungen weiter bestehen. 
 

weiterbildungen, KV-
Abrechnungsgenehmigung für Leistungen 
des entsprechenden Richtlinienverfah-
rens, bei Übergangsapprobierten Nach-
weise äquivalenter Qualifikationen) 

 
  -  Kammer hat keine Hinweise/Belege auf ein 

Verhalten oder gesundheitliche Beeinträch-
tigungen, die die persönliche Eignung aus-
schließen und keine Kenntnis von berufs-
rechtlichen, strafrechtlichen und arbeits-
rechtlichen Verstößen, die der Hinzuzie-
hung entgegenstehen könnten. Einzelfall-
prüfung bei Vorliegen entsprechender Hin-
weise  

 
 
 
 
 
 
 
 
Antrag der Supervisor*innen und Selbsterfah-
rungsleiter*innen mit denselben Nachweisen, die 
auch bei der Hinzuziehung von Supervisor*innen 
und Selbsterfahrungsleiter*innen beizubringen 
sind. 
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10. Kriterien für den Umfang der Weiterbildungsbefugnis 
 

Die Bemessung des Umfangs der Weiterbildungsbefugnis ist 
davon abhängig, ob und in welchem Umfang die Weiterbil-
dungsinhalte des jeweiligen Gebietes oder Bereiches gemäß 
der Weiterbildungsordnung bzw. den Weiterbildungsrichtli-
nien vermittelt werden können.  

 
 

 
 

Befugnisumfang aufgrund 
von Nachweisen 
 
Selbstauskunft zur Abdeckung der Kompetenz-
vermittlung/Richtzahlen gemäß Abschnitt B bzw. 
D:    
- Fachkunde in Psychotherapieverfahren 
- Fachkunde für Gruppenpsychotherapie (z. B. 

Abrechnungsgenehmigung oder äquivalente 
Qualifikationen) 

- Abdeckung des von der Weiterbildungsstätte 
vorgelegten Diagnose- und Leistungsspekt-
rums in der von der Befugten zu leitenden 
Weiterbildung  

 
 
 
 
 

11. Teilnahme an regelmäßigen Fortbildungen und Qualitäts-
sicherungsmaßnahmen (§ 11 Abs. 8 WBO PT)  
 
Weiterbildungsbefugte sollen sich im jeweiligen Gebiet oder 
Bereich regelmäßig fortbilden. 

 
 

 
 
 
Bei Verlängerungsanträgen:  
Nachweis ist durch Erfüllung der allgemeinen 
Fortbildungsverpflichtung gegeben 
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Zur Sicherstellung einer qualitätsgemäßen Weiterbildung kann 
die weiterbildungsbefugte Psychotherapeut*in von der Psy-
chotherapeutenkammer Schleswig-Holstein zur Teilnahme an 
Qualitätssicherungsmaßnahmen verpflichtet werden. 

Die Kammer hat Kenntnis und Nachweise, dass 
eine qualitätsgemäße Weiterbildung nicht si-
chergestellt ist und sieht die Möglichkeit, Mängel 
durch Qualitätssicherungsmaßnahmen zu behe-
ben.  

12. Nachträgliche Änderungen der Voraussetzungen 
 
Änderungen der Voraussetzungen, wie sie für die Erteilung der 
Befugnis maßgebend waren, (z. B. Beendigung der Tätigkeit an 
der Weiterbildungsstätte, Wegfall der Zulassung der Weiter-
bildungsstätte), müssen der Kammer unaufgefordert und un-
verzüglich angezeigt werden. 
 

 

13. Inkrafttreten  
  
Die Richtlinie über die Befugnis zur Weiterbildung tritt am 9. 
Januar 2024 in Kraft. 

 

 


